
32 FR-Forum FREITAG, 3. DEZEMBER 2021 77. JAHRGANG NR.282

Warum Deutschland in der Pandemie versagt
Pandemie: „Ampel -Parteien wollen Krisenstab und Bonus“ und „Reicht das?“ FR-Politik vom 25. November und FR-Titel vom 30. November

100000 Tote mit Corona passen
nicht ganz in unser eigenes Welt-
bild als führendes Industrieland
und Volk der Dichter und Den-
ker. Wir sind sicherlich nicht das
Volk der Projektmanager für
Großprojekte wie Flughäfen,
Bahnhöfe oder Philharmonien,
aber im Gesundheitswesen hätte
man sich etwas anderes vorge-
stellt.

Nach einem glücklichen
Frühjahr 2020 sah man bereits im
Winter 2020/2021, dass die Reali-
tät uns eines Besseren belehrt.
Zwischen Dezember 2020 und Ja-
nuar 2021 haben wir 70000 Men-
schen mit Corona verloren. Eine
fatale Mischung aus Führungslo-
sigkeit, Mutlosigkeit und Wirt-
schaftsfreundlichkeit hat uns tau-
sende von Menschenleben gekos-
tet. Und welches Gut ist größer
als das Recht zu leben?

Unsere Kanzlerin konnte
sich, als die Katastrophe schon
am Rollen war, gegenüber den
„Landesfürsten“ nicht durchset-
zen. Schützende Maßnahmen
konnten im Dezember 2020 nur
halbherzig als „Pseudolock-
down“ umgesetzt werden. Im
letzten Winter haben wir in
Frankfurt größtenteils weiter ge-
arbeitet. Verletzliche Menschen,
auch Verwandte, konnten wir
nicht gegen die Pandemieflut
schützen.

In andern Ländern wurden in
diesem Ausnahmezustand häufig
Pandemiekrisenstäbe gegründet,
die wissenschaftlich basiert mit
vielen Befugnissen Maßnahmen
beschlossen und schnell und effi-
zient die Umsetzung organisier-
ten. Wir in Deutschland mussten
mit RKI, Gesundheitsministerium,
Bundesregierung und Landesre-

gierungen vorliebnehmen, die in
Kompetenzstreitigkeiten sehr
langsam und kaum handlungsfä-
hig waren. Widersprüchliche
Maßnahmen und Signale waren
an der Tagesordnung. Eine Kette
von Versagen und individuellen
Fehlern in der Pandemiebekämp-
fung erlebten wir zusätzlich.

Aktuell rollt eine Tsunami-
welle von Infektionen über
Deutschland, und die Mutation
Omikron aus Südafrika bedroht
uns. Was bleibt, ist die Hoffnung,
dass endlich Lehren aus der Ver-
gangenheit gezogen werden und
sehr schnell in den nächsten Ta-
gen durch die neue Ampelkoaliti-
on klare verbindliche Maßnah-
men bundesweit eingeführt wer-
den.

Das Boostern und Impfen
schützt uns vor einer fünften
Welle, die genauso vorhersehbar

ist wie die aktuelle vierte Welle.
In diesem Winter kann uns aber
ein wirklicher Lockdown davor
bewahren, zusätzlich 100000
Menschenleben zu verlieren.
Aber auch jeder einzelne von uns
kann in diesem Winter Leben
retten.

In unserer hausärztlichen
Praxis verbringen wir Stunden
damit, die Impfung ängstlichen
Mitmenschen verständlich zu
machen. Ich kann Ihnen nur sa-
gen, wieso ich mich bisher drei-
mal geimpft habe, auch wenn ich
Impfungen nicht gerade gut ver-
trage: Ich schütze damit die Men-
schen in meiner Umgebung, die
ich liebe. Bitte lassen Sie sich
impfen und reduzieren Sie Ihre
Kontakte.

Dr. med. Norbert Szép, Frankfurt

Diskussion: frblog.de/impfangst-2

Einer der
ganz Großen
Zu: „Keine Note, kein Wort ohne
Bedeutung“, FR-Feuilleton vom 29.11.

Er war ein Künstler durch und
durch, der Musik mit jeder Faser
atmete, keiner, den jeder kannte,
und der doch ein Jahrhundert-
werk hinterlassen hat. Sond-
heim war einer der leisen, aber
sein Erbe ist gewaltig, groß und
unvergesslich, er schaffte es so-
gar bis in den Pop: „Losing my
mind“, man könnte meinen,
heute fast so was wie eine Hym-
ne der Generation Corona, wur-
de gesungen von Liza Minelli bis
zu den Pet Shop Boys, also aller-
größten Interpreten. Die Leiden,
die er wohl als Homosexueller
und Jude durchmachte, spiegeln
sich in manchem Song; der Au-
ßenseiter, der sich die feindliche
Welt einfach schön macht. In
diesem Jahr sind schon einige
bedeutende Prominente verstor-
ben, Sondheim ist sicher einer
der größten. Thomas Fix, Frankfurt
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In unserer Kolumne „Leben
schützen“ (29.11. S.10) war von kul-
turellen Traditionen wie denen der
Anthropolog:innen die Rede. Ge-
meint waren Antroposoph:innen.

„Hausarbeit hält fit“, meldete die
FR (29.11, S.12) und bezog sich da-
bei auf eine Studie aus Singapur.
In der Unterzeile schrieben wir lei-
der fälschlicherweise, die Studie
stamme aus China. Singapur ist
ein unabhängiger Stadtstaat.

Eine Klatsche aus Karlsruhe für die FDP
Die „Bundesnotbremse“ war verfassungsgemäß: „Die verzweifelte Suche nach dem Ausweg“, FR-Politik vom 1. Dezember

Die FDP ist immer noch

im Oppositionsmodus

Die FDP mit ihrem gockelhaften
Bundesvorsitzenden Lindner
meint, sie wäre die wichtigste
politische Kraft im Land und
könne allen die Richtung vorge-
ben. Dagegen repräsentiert sie
nur 11.5 Prozent der Wähler-
stimmen. Sie ist immer noch im
Wahlkampf- und Opositionsmo-
dus und nicht in der Regie-
rungsverantwortung angelangt.

Mit ihrem den Coranaleug-
nern und der AfD geschuldeten
„Freiheitskampf“ gegen wirksa-
me Coronamaßnahmen schadet
sie unserem Land und seinen
Bürger*innen. Dies hat die FDP
jetzt schmerzlich durch den Ur-
teilsspruch des Bundesverfas-
sungsgerichts erfahren müssen.
Danach war die Corona-„Not-
bremse“ rechtmäßig. Die Aus-
gangsbeschränkungen und
Schulschließungen vom Früh-
jahr waren verfassungsgemäß –
die Klagen unter anderem der
FDP wurden zurückgewiesen.

Für die FDP und Herrn Lind-
ner ein deutlicher Hinweis, mit
dem parteipolitischen Geplänkel
aufzuhören und sich der Realpo-
litik zu widmen.

Conrad Fink, Freiberg a. N.

Es wird wohl doch

eine Impfpflicht geben

Die Freiheitspartei FDP, die das
Grundgesetz immer in die Höhe
hielt und schrie: „Wir sind die
Freiheitspartei“, erhielt jetzt
vom Bundesverfassungsgericht
einen Dämpfer. Alles, wogegen
die FDP schritt, ist doch kon-
form zum Grundgesetz gewe-
sen? Keine Ausgangssperre wur-
de durch das Gericht gekippt,
ein begehrtes Anliegen der FDP.
Ich sage es ja: Diese Koalition
wird an der FDP scheitern, denn
die vielen klugen Leute wie Vol-
ker Wissing sind eben doch nur
normale Menschen und keines-
wegs in der Rechtsprechung so
bewandert wie behauptet.

Es wird wohl doch eine Impf-
pflicht geben, wie in Österreich

und anderenorts. Sonst schwän-
zeln wir noch in drei, vier Jahren
so herum wie in den zwei Jahren
CDU-Herrschaft. Hochbezahlte
Abgeordnete und doch so unbe-
darft wie die Hinterbänkler.

Nicht vergessen: Marco
Buschmann hat es voraus gesagt:
Pandemieende am 20.3.2022.
Mal sehen, ob wenigstens dieser
Termin sich an das Grundgesetz
hält. Uwe Neumann, Rodgau

Politik sollte nie

aus Panik heraus handeln

Es waren insbesondere Unions-
politiker, die nach der Entschei-
dung des Bundesverfassungsge-
richts über die „Bundesnot-
bremse“ reflexartig forderten,
diese auch jetzt wieder zu be-
mühen, um die vierte Welle der
Pandemie zu brechen. Manch-
mal wäre es aber hilfreich, sich
ein Urteil genauer anzusehen,
statt unüberlegt zu poltern und
nach Söder’scher Manier medial
Aktionismus zu verbreiten.
Denn die Karlsruher Richter ha-
ben sehr deutlich gemacht, dass
es für die Verhängung von Aus-
gangsbeschränkungen und Kon-
taktreduzierungen guter Gründe
bedarf, die der jeweils aktuellen
Lage angepasst sein müssen. Das
bedeutet insbesondere, dass das
Grundgesetz gerade keine pau-
schalen Maßnahmen rechtfer-
tigt. Stattdessen dürfen sie nur
in einer äußersten Gefahrenlage
ergriffen werden, deren Definiti-
on sich an der Situation aus dem
Frühjahr messen lassen muss.

Die Verfassung erlaubt der
Politik nicht, zu jeder Zeit auf ei-
nen vollen Instrumentenkassen
zurückzugreifen, sondern for-
dert von ihr eine Abwägung
über die Verhältnismäßigkeit
angesichts der zum jeweiligen
Augenblick vorherrschenden
Gegebenheiten. Dies bedeutet
vor allem, dass im Dezember
2021 eben nicht zwingend davon
ausgegangen werden kann, wo-
nach auch heute wieder eine
solch bundesweite Not herrscht,
wie sie noch vor einem Dreivier-
teljahr galt, als kaum jemand

geimpft war und sich die Inzi-
denzen über die Republik nahe-
zu ähnelten.

Vor allem die Freien Demo-
kraten mit dem designierten Jus-
tizminister Marco Buschmann
haben nach dem Beschluss des
Gerichts mit einer sehr differen-
zierten Bewertung reagiert: An-
stelle von unüberlegten Forde-
rungen nach einem generalisier-
ten Lockdown hat man bei den
Liberalen verstanden, dass es
auch bei explodierenden Zahlen
in einigen Bundesländern ein ste-
tiges Gegenüberstellen von
Grundrechtseingriffen und Frei-
heitsrechten braucht, um zu einer
ausgewogenen, rechtssicheren
Ausgestaltung von bundesgesetz-
lichen Regelungen zu kommen.

Zweifelsohne: Die Lage auf
vielen Intensivstationen ist dra-
matisch, die wachsende Zahl an
Infizierten muss uns ernsthafte
Sorgen bereiten. Doch Politik
war noch nie gut damit beraten,
aus Panik heraus zu handeln. So
besonnen, wie Karlsruhe zu sei-
ner abgestuften Einordnung ge-
langt ist, sollte auch die künftige
Koalition agieren: Der Notschal-
ter mag verlockend sein, Versu-
chungen muss man aber wider-
stehen. Dennis Riehle, Konstanz

Leben schützen ist ein

ethisch-moralisches Gebot

Freiheit oder Impflicht, das ist
nicht alles. Auch ohne das Bun-
desverfassungsgericht gilt die
Übernahme von Verantwortung
für über 70 Millionen Menschen.
Leben schützen vor dem Corona-
tod, das ist ein ethisches und mo-
ralisches Gebot. Ausdruck von
Würde des Menschenleben und
nicht sein Ende durch Corona.

Doch die neue Bundesregie-
rung wartet lieber ab, bis andere
die Verantwortung übernehmen.
Der Wahlkampf ist längst vorbei
– die FDP regiert jetzt mit und
trägt Verantwortung für 70 Mil-
lionen Bürger, das sind mehr als
die elf Prozent FDP-Wähler.

Thomas Bartsch Hauschild, Hamburg

Diskussion: frblog.de/freiheit

Ginge es
auch anders?
Weihnachtsgeschenke: „Was ist denn
vorrätig?“, FR-Wirtschaft vom 1.12.

Die Auswahl an Spielwaren ist
dieses Jahr eingeschränkt. Ein,
wie ich finde, sehr luxuriöses
Problem. Viele werden in diesem
Jahr nicht das gewünschte Ge-
schenk erhalten – und jetzt?

Bei allem Respekt: Der Begriff
„Verzweiflungskäufer“ verur-
sacht mir Übelkeit. Verzweiflung
ist ein Zustand völliger Hoff-
nungslosigkeit. Wollen wir die-
sen Gemütszustand allen Ernstes
mit unserem Konsumverhalten
verknüpfen? Besinnen wir uns
und nutzen unser Hirn für mög-
liche Alternativen bei der Gestal-
tung des Weihnachtsfestes! Muss
der Fokus wirklich auf den Ge-
schenken liegen? Was können
wir in diesem Jahr anders/neu
machen? Welche Riten möchten
wir beibehalten, welche loslas-
sen? Wie wäre es, wenn sich je-
de/r für das gemeinsame Fest
ein nichtmaterielles Geschenk
überlegt? Lasst Euch vom Ideen-
reichtum überraschen ... Wir ha-
ben es in der Hand, schöne Erin-
nerungen an ein weiteres Weih-
nachten in der Pandemie zu
schaffen. Diese Erinnerungen
dürften länger vorhalten als ge-
kaufte Spielwaren.

Charlotte Günther, Freigericht


